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(54) Einrichtung zum Begrenzen der Fahrt einer Transportvorrichtung

(57) Um eine Einrichtung (10) zum Begrenzen der
Fahrt einer Transportvorrichtung, insbesondere eines
Aufzuges, mit einem entsprechend der Transportge-
schwindigkeit antreibbaren Begrenzerrad (18), mit min-
destens einem Stillsetzelement (24), das das Begren-
zerrad bei zu hoher Drehgeschwindigkeit aufgrund ei-
ner einwirkenden Trägheitskraft stillsetzt, und mit einer
Vorrichtung zum ferngesteuerten Betätigen des Stillset-
zelementes (24) unabhängig von der herrschenden
Trägheitskraft, derart weiterzubilden, daß das Begren-
zerrad (18) jederzeit ohne Freilauf stillgesetzt werden
kann, ist erfindungsgemäß vorgesehen, daß die Ein-
richtung (10) eine unabhängig von der Drehgeschwin-
digkeit des Begrenzerrades (18) und unabhängig vom
Wirksamwerden des Stillsetzelementes (24) auf das
Begrenzerrad einwirkende Bremsvorrichtung (26) auf-
weist.
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Beschreibung

[0001] Die vorliegende Erfindung betrifft eine Einrich-
tung zum Begrenzen der Fahrt einer Transportvorrich-
tung, insbesondere eines Aufzuges, mit einem entspre-
chend der Transportgeschwindigkeit antreibbaren Be-
grenzerrad, mit mindestens einem Stillsetzelement, das
das Begrenzerrad bei zu hoher Drehgeschwindigkeit
aufgrund einer einwirkenden Trägheitskraft stillsetzt,
und mit einer Vorrichtung zum ferngesteuerten Betäti-
gen des Stillsetzelementes unabhängig von der herr-
schenden Trägheitskraft.
[0002] Derartige Einrichtungen kommen insbesonde-
re bei Aufzügen, und zwar sowohl bei Personen- als
auch bei Lastenaufzügen, als sogenannte Geschwin-
digkeitsbegrenzer zum Einsatz. Darüber hinaus können
solche Geschwindigkeitsbegrenzer auch bei anderen
Transportvorrichtungen, beispielsweise bei Regalbe-
diengeräten, eingesetzt werden. Insbesondere im Zu-
sammenhang mit Personenaufzügen ist es bekannt, zu-
sätzlich zu einer auf den Antrieb des Aufzug-Fahrkorbes
einwirkenden Bremse einen separaten Geschwindig-
keitsbegrenzer einzusetzen, der mit einer Fangvorrich-
tung zusammenwirkt und sicherstellt, daß unabhängig
vom Antrieb des Aufzuges die Fahrt des Fahrkorbes ge-
stoppt wird, sofern eine vorgegebene Geschwindigkeit
überschritten wird.
[0003] Ein derartiger Geschwindigkeitsbegrenzer ist
beispielsweise aus der EP 0 121 711 B1 bekannt. Hier-
bei ist als Stillsetzelement ein zweiarmiger Hebel in
Form einer Wippe vorgesehen, wobei am einen Arm des
Hebels eine Rolle vorgesehen ist, die in Richtung auf
eine Kurvenbahn federbelastet ist, während am ande-
ren Hebelarm ein Vorsprung ausgebildet ist, der in einen
Fanghaken des Begrenzerrades eingreifen kann. Bei
Überschreitung einer vorgebbaren Drehgeschwindig-
keit wird die am einen Ende der Wippe angeordnete Rol-
le aufgrund der einwirkenden Trägheitskraft von der
Kurvenbahn abgehoben und hierbei der am anderen
Ende der Wippe angeordnete Vorsprung in Richtung auf
den Fanghaken verschwenkt. Der Vorsprung stößt dann
nach spätestens einer Vierteldrehung des Begrenzerra-
des gegen den korrespondierenden Fanghaken, so daß
das Begrenzerrad blockiert wird. Die Blockade des Be-
grenzerrades hat in üblicher Weise bei sich bewegen-
dem Fahrkorb zur Folge, daß eine Fangvorrichtung aus-
gelöst wird, die den Fahrkorb stoppt.
[0004] Eine ähnliche Einrichtung ist aus der US-A-5
565 660 bekannt. Hierbei sind als durch Trägheitskraft
bewegbare Stillsetzelemente zwei Nockenscheiben
vorgesehen, mit deren Hilfe sichergestellt werden kann,
daß das Begrenzerrad spätestens eine halbe Umdre-
hung nach Auslösung der Stillsetzelemente gestoppt
wird.
[0005] Derartige Einrichtungen oder Geschwindig-
keitsbegrenzer haben sich in der Praxis insoweit be-
währt, als mit ihrer Hilfe zuverlässig ein Abstürzen des
Fahrkorbes verhindert werden kann. Um die Einrichtun-

gen in regelmäßigen Abständen auf einfache Weise
überprüfen zu können, ist es aus den genannten Druck-
schriften bereits bekannt, zusätzlich eine Vorrichtung
zum ferngesteuerten Betätigen der Stillsetzelemente zu
verwenden. Bei der aus der EP 0 121 711 B1 bekannten
Einrichtung ist hierbei ein Elektromagnet vorgesehen,
mit dessen Hilfe die Wippe unabhängig von einer ein-
wirkenden Trägheitskraft verschwenkt werden kann.
Bei der aus der US-A-5 565 660 bekannten Einrichtung
kommt hierzu ein Elektromotor zum Einsatz. Dieser er-
möglicht es, die Einrichtung z. B. zum Prüfen der Fang-
vorrichtung unabhängig vom Vorliegen einer überhöh-
ten Drehgeschwindigkeit auszulösen. Dies gibt insbe-
sondere die Möglichkeit, bei Stillstand des Fahrkorbes
die Blockierung des Begrenzerrades auszulösen.
[0006] Mittels der aus der EP 0 121 711 B1 und der
US-A-5 565 660 bekannten Einrichtungen läßt sich zwar
die Blockierung des Begrenzerrades auch im Stillstand
auslösen, nachteilig ist jedoch bei beiden Einrichtun-
gen, daß nach der ferngesteuerten Auslösung der Vor-
richtung zum Betätigen der Stillsetzelemente noch ein
Freilauf von bis zu einer halben Umdrehung des Be-
grenzerrades verbleibt, ehe die Fangvorrichtung zuver-
lässig ausgelöst wird.
[0007] Als weiterer Nachteil ist aufzuführen, daß die
Einrichtungen nur in einer Drehrichtung funktionieren.
[0008] Aufgabe der vorliegenden Erfindung ist es, ei-
ne Einrichtung der eingangs genannten Art derart wei-
terzubilden, daß das Begrenzerrad jederzeit praktisch
ohne Freilauf stillgesetzt werden kann.
[0009] Diese Aufgabe wird bei einer Einrichtung der
gattungsgemäßen Art erfindungsgemäß dadurch ge-
löst, daß die Einrichtung eine unabhängig von der Dreh-
geschwindigkeit des Begrenzerrades und unabhängig
vom Wirksamwerden des Stillsetzelementes auf das
Begrenzerrad einwirkende Bremsvorrichtung aufweist.
[0010] Erfindungsgemäß ist für die Einrichtung eine
zusätzliche Bremsvorrichtung vorgesehen, die auf das
Begrenzerrad einwirkt. Das Begrenzerrad kann zuver-
lässig abgebremst werden, ohne daß hierbei die Still-
setzelemente zum Einsatz kommen müssen. Dadurch
kann der sich beim Einsatz der Stillsetzelemente erge-
bende Freilauf des Begrenzerrades verhindert werden.
Das Begrenzerrad kann mittels der Bremsvorrichtung
jederzeit, insbesondere auch bei Stillstand der Trans-
portvorrichtung oder auch bei sehr kleinen Geschwin-
digkeiten der Transportvorrichtung, zuverlässig abge-
bremst werden. Dies gibt die Möglichkeit, z. B. beim Ver-
sagen der Betriebsbremse ein Wegdriften des Fahrb-
korbes aus der Haltestelle zu verhindern.
[0011] Günstig ist es, wenn die Einrichtung unabhän-
gig von der Drehrichtung des Begrenzerrades aktivier-
bar ist.
[0012] Die Bremsvorrichtung kann ferngesteuert be-
tätigt werden, beispielsweise hydraulisch oder pneuma-
tisch.
[0013] Besonders vorteilhaft ist eine Ausgestaltung,
bei der die Bremsvorrichtung ein elektrisch betätigbares
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Bremsteil sowie eine mit dem Bremsteil zusammenwir-
kende Bremsfläche umfaßt. Das Bremsteil läßt sich mit
einer elektrischen Spannung beaufschlagen und wirkt
dann mit der korrespondierenden Bremsfläche derart
zusammen, daß das Begrenzerrad stillgesetzt wird.
[0014] Es kann beispielsweise vorgesehen sein, daß
die Bremsvorrichtung als Scheibenbremse ausgebildet
ist.
[0015] Die Bremsfläche kann hierbei am Begrenzer-
rad angeordnet sein. Dies gibt die Möglichkeit, daß ein
zusätzliches Bauteil zur Bereitstellung der Bremsfläche
entfallen kann.
[0016] Um unabhängig vom Material des Begrenzer-
rades und unabhängig von dessen Oberfächenbeschaf-
fenheit eine zuverlässig wirkende Bremskraft bereitzu-
stellen, ist es von Vorteil, wenn die Bremsfläche an einer
separaten Bremsscheibe angeordnet ist.
[0017] Hierbei kann vorgesehen sein, daß die Brems-
scheibe mit dem Begrenzerrad lösbar verbindbar ist.
Das zugehörige Bremsteil kann unabhängig vom Be-
grenzerrad beispielsweise an einem Lagerhalter ange-
ordnet sein.
[0018] Es ist auch eine umgekehrte Anordnung denk-
bar dergestalt, daß das Bremsteil mit dem Begrenzerrad
lösbar verbindbar ist und von diesem zu einer Drehbe-
wegung angetrieben wird, während die Bremsscheibe
unabhängig vom Begrenzerrad gehalten ist.
[0019] Bei einer besonders bevorzugten Ausfüh-
rungsform ist vorgesehen, daß die Bremsvorrichtung
elektromagnetisch lüftbar oder schließbar ist, wobei die
dem Lüften bzw. Schließen entgegengesetzte Bewe-
gung durch Magnet- oder Federkraft erfolgt.
[0020] Da bei der erfindungsgemäßen Einrichtung die
Bremsvorrichtung unabhängig vom Wirksamwerden
des Stillsetzelementes und unabhängig von der Dreh-
geschwindigkeit des Begrenzerrades aktivierbar ist,
kann die erfindungsgemäße Einrichtung derart ausge-
bildet sein, daß beim Betätigen der Bremsvorrichtung
keinerlei Freilauf des Begrenzerrades erfolgt. Hierzu ist
es von Vorteil, wenn das Bremsteil und die Bremsschei-
be ein erstes, unverdrehbares Teil sowie ein zweites,
frei verdrehbares Teil ausbilden. Die Unverdrehbarkeit
des erstes Teiles, beispielsweise des Bremsteiles, stellt
sicher, daß bei einer Betätigung der Bremsvorrichtung
das zweite Teil, beispielsweise die Bremsfläche, sofort
abgebremst wird, ein Freilauf also nicht vorliegt.
[0021] Eine sofort wirksame Bremsvorrichtung ist al-
lerdings nicht in allen Fällen gewünscht. So soll zwar
beim Aktivieren der Bremsvorrichtung in einer Haltestel-
le ein Wegdriften des Fahrkorbes nach oben oder unten
zuverlässig verhindert werden, jedoch sollen die Fang-
vorrichtungen nicht schon bei der kleinsten Bewegung,
wie durch Seillängung oder -verkürzung beim Be- oder
Entladen, eingreifen und blockieren. Daher kann es vor-
teilhaft sein, wenn das Bremsteil und die Bremsfläche
ein erstes, um einen bestimmten Drehwinkel verdreh-
bares Teil sowie ein zweites, frei drehbares Teil ausbil-
den. Bei einer derartigen Ausgestaltung kann bei einer

Aktivierung der Bremsvorrichtung das erste Teil, bei-
spielsweise das Bremsteil, zunächst um einen bestimm-
ten Drehwinkel verdreht werden, um erst danach eine
weitere Bewegung des frei drehbaren Teiles, beispiels-
weise der Bremsfläche, zu verhindern.
[0022] Hierbei hat es sich als besonders vorteilhaft er-
wiesen, wenn der bestimmte Drehwinkel, um den das
erste Teil verdrehbar ist, einstellbar ist. Dies gibt die
Möglichkeit, je nach Einsatzbedingungen für die erfin-
dungsgemäße Einrichtung einen vorgebbaren Freilauf
vorzusehen, indem der entsprechende Drehwinkel des
ersten Teiles eingestellt wird. Hierbei kann insbesonde-
re ein kleiner Drehwinkel vorgesehen sein, beispiels-
weise ein Drehwinkel von weniger als 90°, dies ent-
spricht einem Freilauf von weniger als einer Vierteldre-
hung. Besonders günstig ist ein Winkel von etwa 5°-10°,
wodurch dann z. B. ein freies Aus- oder Einfedern der
bei der Transportvorrichtung zum Einsatz kommenden
Seile um jeweils ca. 15-30 mm ermöglicht wird, ehe die
Fangvorrichtungen endgültig eingerückt werden.
[0023] Günstig ist es, wenn die Bremsvorrichtung ei-
nen Anschlag umfaßt, an den das erste Teil bei seiner
Drehbewegung anlegbar ist. Der Anschlag kann vorteil-
haft einstellbar und/oder rückstellbar sein. Hierzu kann
beispielsweise zusätzlich zum Anschlag ein separates
Federelement vorgesehen sein, das den Anschlag mit
einer Rückstellkraft beaufschlagt.
[0024] Vorzugsweise sind das Bremsteil und die
Bremsfläche relativ zueinander längs eines Lüftspaltes
verschiebbar angeordnet.
[0025] Die Größe des Luftspaltes ist bevorzugt ein-
stellbar, dies ermöglicht es, die erfindungsgemäße Ein-
richtung an die jeweils herrschenden Bedingungen op-
timal anzupassen. So kann z. B. die Abnutzung des
Bremsbelages oder das Geräuschverhalten der Brem-
se berücksichtigt werden.
[0026] Von besonderem Vorteil ist es, wenn der Lüft-
spalt mittels mindestens eines verstellbaren Anschla-
ges einstellbar ist. Als Anschlag kann beispielsweise ei-
ne Schraube zum Einsatz kommen.
[0027] Um die Überwachung der Einrichtung zu ver-
einfachen, ist vorzugsweise vorgesehen, daß die Lüft-
stellung und/oder die Schließstellung der Bremsvorrich-
tung erkennbar ist. Hierzu kann ein Anzeigeelement,
beispielsweise eine Leuchtdiode, zum Einsatz kom-
men, so daß das Service- und Wartungspersonal ohne
weiteres erkennen kann, ob die Bremsvorrichtung im
gelüfteten oder im geschlossenen Zustand ist.
[0028] Die Lüftstellung und/oder die Schließstellung
der Bremsvorrichtung ist vorzugsweise mittels eines
Sensors erkennbar. Hierzu kann beispielsweise ein me-
chanischer Taster zum Einsatz kommen. Besonders be-
vorzugt ist vorgesehen, daß die elektrische Verbindung
des den Lüftspalt begrenzenden Anschlages mit dem
verschiebbaren Teil der Bremsvorrichtung elektrisch er-
kennbar ist. Je nach Ausgestaltung kann als verschieb-
barer Teil entweder das Bremsteil oder die Bremsfläche
vorgesehen sein. Erreicht der verschiebbare Teil seine
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Endstellung, indem er an dem den Lüftspalt begrenzen-
den Anschlag zur Anlage kommt, so hat dies einen elek-
trischen Kontakt zwischen dem Anschlag und dem ver-
schiebbaren Teil zur Folge. Diese elektrisch leitende
Verbindung kann dann als Signal für das Vorliegen der
Lüftstellung der Bremsvorrichtung ausgewertet werden.
[0029] Bei einer besonders bevorzugten Ausgestal-
tung ist vorgesehen, daß das Bremsteil und/oder die
Bremsfläche zentrisch um eine das Begrenzerrad tra-
gende Lagerachse herum angeordnet sind. Eine derar-
tige symmetrische Ausgestaltung ermöglicht eine
gleichmäßige Kraftverteilung sowie eine besonders ko-
stengünstig herstellbare Ausgestaltung, wobei gleich-
zeitig sichergestellt werden kann, daß die Vorrichtung
auf einfache Weise montiert und demontiert werden
kann.
[0030] Die nachfolgende Beschreibung einer bevor-
zugten Ausführungsform der Erfindung dient im Zusam-
menhang mit der Zeichnung der näheren Erläuterung.
Es zeigen:

Figur 1: eine vereinfachte Seitenansicht einer Ein-
richtung zum Begrenzen der Fahrt eines
Aufzuges und

Figur 2: eine Schnittansicht längs der Linie A-A in
Figur 1.

[0031] In der Zeichnung ist eine insgesamt mit dem
Bezugszeichen 10 belegte Einrichtung zum Begrenzen
der Fahrt eines Aufzuges dargestellt, die nachfolgend
als Geschwindigkeitsbegrenzer bezeichnet wird. Dieser
umfaßt einen Lagerbock 12, an dem eine Achse 14 ge-
halten ist, die ihrerseits über ein vorderes und ein hin-
teres Kugellager 15 bzw. 16 ein Begrenzerrad 18 dreh-
bar haltert. Letzteres weist entlang seines Umfanges ei-
ne Rille 20 auf, in der ein Drahtseil 22 liegt. Das Begren-
zerrad 18 bildet in üblicher Weise eine obere oder un-
tere Wendestelle des Drahtseiles 22, das in üblicher und
deshalb in der Zeichnung nicht dargestellter Weise am
Fahrkorb des Aufzuges befestigt ist und sich stets mit
der Geschwindigkeit des Fahrkorbes bewegt.
[0032] Mit dem Begrenzerrad 18 in Wirkverbindung
steht ein an sich bekanntes und deshalb in der Zeich-
nung nur bruchstückhaft angedeutetes Stillsetzelement
24. Dieses ist wie üblich derart ausgebildet, daß es das
Begrenzerrad stillsetzt, sofern die Drehzahl des Be-
grenzerrades 18 einen vorbestimmten Wert überschrei-
tet. Ein derartiges Stillsetzelement, das in Abhängigkeit
von den auf ihn einwirkenden Trägheitskräften, die
durch die Drehbewegung des Begrenzerrades 18 her-
vorgerufen werden, betätigt wird, ist beispielsweise aus
der EP 0 121 711 B1 bekannt und soll hier nicht näher
erläutert werden. Das Begrenzerrad 18 kann nach dem
Eingreifen des Stillsetzelementes 24 oft noch einen ge-
wissen Freilauf durchlaufen, der bei der aus der EP 0
121 711 B1 bekannten Einrichtung maximal eine Vier-
telumdrehung des Begrenzerrades 18 beträgt.

[0033] Um nach der Erfindung das Begrenzerrad 18
jederzeit und unabhängig von der vorliegenden Ge-
schwindigkeit und unabhängig von der Drehrichtung ab-
bremsen zu können, kommt beim Geschwindigkeitsbe-
grenzer 10 eine zusätzliche Bremsvorrichtung 26 zum
Einsatz. Diese umfaßt ein Bremsteil in Form eines Elek-
tromagneten 28, der über eine Versorgungsleitung 30
mit einer elektrischen Versorgungsspannung beauf-
schlagbar ist. Er ist über ein Gleitlager 32 in Längsrich-
tung der Achse 14 verschiebbar auf der Achse 14 ge-
halten, wobei er mittels eines Federelementes 34, das
in axialer Richtung zwischen dem Elektromagneten 28
und dem vorderen Kugellager 14 angeordnet ist, in die
dem Begrenzerrad 18 abgewandte Richtung federbela-
stet ist.
[0034] Dem Elektromagneten 28 zugeordnet ist auf
der diesem zugewandten Stirnseite des Begrenzerra-
des 18 eine Ankerplatte 36 mittels Schrauben 38 lösbar
gehalten. Die Ankerplatte 36 bildet auf ihrer dem Elek-
tromagneten 28 zugewandten Frontseite eine Bremsflä-
che 40 aus, an die sich der Elektromagnet 28 bei Be-
aufschlagung mit einer elektrischen Versorgungsspan-
nung anlegt. Sofern der Elektromagnet 28 nicht aktiviert
ist, wird er vom Federelement 34 in die der Ankerplatte
36 abgewandte Richtung axial verschoben, so daß sich
zwischen der Bremsfläche 40 und der dieser zugewand-
ten Rückseite 42 des Elektromagneten 28 ein Lüftspalt
44 ausbildet. Zur Einstellung der Größe des Lüftspaltes
44 sind auf der der Ankerplatte 36 abgewandten Front-
seite 46 des Elektromagneten 28 drei Stellschrauben
48, 49, 50 vorgesehen, mit deren Hilfe der axialer Ab-
stand des Elektromagneten 28 vom Lagerbock 12 ein-
gestellt werden kann und somit auch der Abstand, den
der Elektromagnet 28 zur Ankerplatte 36 einnimmt. Da-
mit kann z. B. die Geräuschbildung beim Aufeinander-
treffen der beiden Bremsteile beeinflußt werden und es
kann auch die Abnutzung des Reibbelages berücksich-
tigt werden.
[0035] Die Stellschraube 50 hat zusätzlich zu ihrer
Funktion, die Größe des Lüftspaltes 44 einzustellen,
noch die Funktion eines Sensors, mit dessen Hilfe fest-
gestellt werden kann, ob der Elektromagnet 28 mit Ab-
stand zur Ankerplatte 36 angeordnet ist, die Bremsvor-
richtung 26 also gelüftet ist. Hierzu ist die Stellschraube
50 mittels einer elektrischen Isolierung 52 am Lager-
bock 12 gehalten, und an der Stellschraube 50 ist eine
Prüfleitung 54 lösbar fixiert, so daß die Stellschraube 50
mit einer elektrischen Spannung beaufschlagt werden
kann. Im Abstand zur Stellschraube 50 ist am Lager-
bock 12 eine elektrische Sensorleitung 56 angeschlos-
sen. Da die Stellschraube 50 bei gelüfteter Bremsvor-
richtung 26 als Anschlag für den Elektromagneten 28
dient, wird im gelüfteten Zustand von der Stellschraube
50 über den Elektromagneten 28 und über die Stell-
schrauben 48 und 49 und/oder über das Gleitlager 32
und die Achse 14 eine elektrische Verbindung zum La-
gerbock 12 bereitgestellt, so daß die Prüfleitung 54 mit
der Sensorleitung 56 in elektrischer Verbindung steht.
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Ist jedoch die Bremsvorrichtung 26 aktiviert, so hebt der
Elektromagnet 28 mit seiner Frontseite 46 von der Stell-
schraube 50 ab, so daß die Verbindung zwischen der
Prüfleitung 54 und der Sensorleitung 56 unterbrochen
ist. Die Stellschraube 50 bildet somit einen Sensor, mit
dem der Betriebszustand der Bremsvorrichtung 26 ab-
gefühlt werden kann.
[0036] Um sicherzustellen, daß sich der Elektroma-
gnet 28 im geschlossenen Zustand der Bremsvorrich-
tung 26 nicht zusammen mit der Ankerplatte 36 und dem
Begrenzerrad 18 frei drehen kann, sind auf der Front-
seite 46 im Abstand zueinander zwei Anschlagschrau-
ben 58, 59 in den Elektromagneten 28 eingeschraubt.
Bei einer Drehung des Elektromagneten 28 zusammen
mit der Ankerplatte 36 stößt je nach Drehrichtung eine
der beiden Anschlagschrauben 58, 59 gegen einen
Schenkel 61 bzw. 62 einer U-förmigen Drahtfeder 63,
die am Lagerbock 12 fixiert ist. Die Schenkel 61, 62
durchgreifen jeweils ein Langloch 65, das in das freie
Ende 67 des Lagerbockes 12 eingebracht ist, wobei das
freie Ende 67 des ansonsten vertikal ausgerichteten La-
gerbockes 12 horizontal abgekröpft ist. Wird der Elek-
tromagnet 28 mit einer Versorgungsspannung beauf-
schlagt, so legt er sich an die Ankerplatte 36 an und wird
mit dieser soweit um einen bestimmten Drehwinkel ver-
dreht, bis eine der Anschlagschrauben 58, 59 am zuge-
ordneten Schenkel 61 bzw. 62 der Drahtfeder 63 an-
schlägt und hierbei die Drahtfeder 63 soweit auseinan-
derbiegt, bis der jeweilige Schenkel 61 bzw. 62 an der
Wandung des Langloches 65 anliegt, das der Schenkel
61 bzw. 62 durchgreift. Die Schenkel 61 und 62 der
Drahtfeder 63 bilden somit einen rückstellbaren An-
schlag für den Elektromagneten 28, so daß die Drehbe-
wegung des Elektromagneten 28 auf einen kleinen Win-
kelbereich begrenzt wird. Die Größe des Winkelberei-
ches wird hierbei durch die Größe des Langloches 65
und die Lage der Anschlagschrauben 58, 59 definiert.
Je größer das Langloch und je größer der Abstand zwi-
schen den Anschlagschrauben und dem Langloch, de-
sto größer ist der Drehwinkel, um den der Elektroma-
gnet 28 verdreht werden kann, bevor er an einer weite-
ren Drehung gehindert ist.
[0037] Alternativ können die Anschlagschrauben 58,
59 auch um z. B. 90° verdreht oder auch als verstellbare
Anschläge am Elektromagnet angeordnet sein. Außer-
dem kann statt des Außenbereichs (Wandung) des
Langloches 65 ein verstellbarer Anschlag am Lager-
bock angeordnet sein.
[0038] Mittels der Bremsvorrichtung 26 läßt sich das
Begrenzerrad 18 des Geschwindigkeitsbegrenzers 10
jederzeit zuverlässig stillsetzen, ohne daß hierzu das
Stillsetzelement 24 zum Einsatz kommen muß. Hierbei
kann ein gewünschter, sehr geringer Freilauf für das Be-
grenzerrad 18 eingestellt werden, und der Betriebszu-
stand der zum Einsatz kommenden Bremsvorrichtung
26 kann durch Spannungsbeaufschlagung der isoliert
angeordneten Stellschraube 50 abgetastet werden.

Patentansprüche

1. Einrichtung zum Begrenzen der Fahrt einer Trans-
portvorrichtung, insbesondere eines Aufzuges, mit
einem entsprechend der Transportgeschwindigkeit
antreibbaren Begrenzerrad, mit mindestens einem
Stillsetzelement, das das Begrenzerrad bei zu ho-
her Drehgeschwindigkeit aufgrund einer einwirken-
den Trägheitskraft stillsetzt, und mit einer Vorrich-
tung zum ferngesteuerten Betätigen des Stillsetze-
lementes unabhängig von der herrschenden Träg-
heitskraft, dadurch gekennzeichnet, daß die Ein-
richtung (10) eine unabhängig von der Drehge-
schwindigkeit des Begrenzerrades (18) und unab-
hängig vom Wirksamwerden des Stillsetzelemen-
tes (24) auf das Begrenzerrad (18) einwirkende
Bremsvorrichtung (26) aufweist.

2. Einrichtung nach Anspruch 1, dadurch gekenn-
zeichnet, daß die Einrichtung unabhängig von der
Drehrichtung des Begrenzerrades (18) aktivierbar
ist.

3. Einrichtung nach Anspruch 1 oder 2, dadurch ge-
kennzeichnet, daß die Bremsvorrichtung (26) ein
elektrisch betätigbares Bremsteil (28) sowie eine
mit dem Bremsteil (28) zusammenwirkende Brems-
fläche (40) umfaßt.

4. Einrichtung nach Anspruch 1, 2 oder 3, dadurch ge-
kennzeichnet, daß die Bremsvorrichtung (26) als
Scheibenbremse ausgebildet ist.

5. Einrichtung nach Anspruch 3 oder 4, dadurch ge-
kennzeichnet, daß die Bremsfläche (40) unmittel-
bar am Begrenzerrad (18) angeordnet ist.

6. Einrichtung nach Anspruch 3 oder 4, dadurch ge-
kennzeichnet, daß die Bremsfläche (40) an einer
separaten Bremsscheibe (36) angeordnet ist.

7. Einrichtung nach Anspruch 6, dadurch gekenn-
zeichnet, daß die Bremsscheibe (36) mit dem Be-
grenzerrad (18) lösbar verbindbar ist.

8. Einrichtung nach Anspruch 6, dadurch gekenn-
zeichnet, daß das Bremsteil (28) mit dem Begren-
zerrad (18) lösbar verbindbar ist.

9. Einrichtung nach einem der voranstehenden An-
sprüche, dadurch gekennzeichnet, daß die Brems-
vorrichtung (26) elektromagnetisch lüftbar oder
schließbar ist.

10. Einrichtung nach einem der Ansprüche 3 bis 9, da-
durch gekennzeichnet, daß das Bremsteil (28) und
die Bremsfläche (40) ein erstes, unverdrehbares
Teil sowie ein zweites, frei verdrehbares Teil ausbil-
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den.

11. Einrichtung nach einem der Ansprüche 3 bis 9, da-
durch gekennzeichnet, daß das Bremsteil (28) und
die Bremsfläche (40) ein erstes, um einen bestimm-
ten Drehwinkel verdrehbares Teil sowie ein zweites,
frei drehbares Teil ausbilden.

12. Einrichtung nach Anspruch 11, dadurch gekenn-
zeichnet, daß der bestimmte Drehwinkel einstellbar
ist.

13. Einrichtung nach Anspruch 11 oder 12, dadurch ge-
kennzeichnet, daß die Bremsvorrichtung (26) einen
rückstellbaren Anschlag (61, 62) umfaßt, an den
das erste Teil bei seiner Drehbewegung anlegbar
ist.

14. Einrichtung nach Anspruch 13, dadurch gekenn-
zeichnet, daß der rückstellbare Anschlag als Draht-
feder(63) ausgebildet ist.

15. Einrichtung nach einem der Ansprüche 3 bis 14, da-
durch gekennzeichnet, daß das Bremsteil (28) und
die Bremsfläche (40) relativ zueinander längs eines
Lüftspaltes (44) verschiebbar angeordnet sind.

16. Einrichtung nach Anspruch 15, dadurch gekenn-
zeichnet, daß die Größe des Lüftspaltes (44) ein-
stellbar ist.

17. Einrichtung nach Anspruch 16, dadurch gekenn-
zeichnet, daß der Lüftspalt (44) mittels mindestens
eines verstellbaren Anschlages (48, 49, 50) ein-
stellbar ist.

18. Einrichtung nach einem der voranstehenden An-
sprüche, dadurch gekennzeichnet, daß die Lüftstel-
lung und/oder die Schließstellung der Bremsvor-
richtung (26) erkennbar ist.

19. Einrichtung nach einem der voranstehenden An-
sprüche, dadurch gekennzeichnet, daß die Lüftstel-
lung und/oder die Schließstellung der Bremsvor-
richtung (26) mittels eines Sensors (50) erkennbar
ist.

20. Einrichtung nach Anspruch 17, dadurch gekenn-
zeichnet, daß eine elektrische Verbindung des den
Lüftspalt (44) begrenzenden Anschlages (50) mit
dem verschiebbaren Teil (28) der Bremsvorrichtung
(26) elektrisch erkennbar ist.

21. Einrichtung nach einem der Ansprüche 3 bis 20, da-
durch gekennzeichnet, daß das Bremsteil (28) und/
oder die Bremsfläche (40) zentrisch um eine das
Begrenzerrad (18) tragende Lagerachse (14) her-
um angeordnet sind.

Geänderte Patentansprüche gemäss Regel 86(2)
EPÜ.

1. Einrichtung (10) zum Begrenzen der Fahrt einer
Transportvorrichtung, insbesondere eines Aufzu-
ges, mit einem entsprechend der Transportge-
schwindigkeit antreibbaren Begrenzerrad, mit min-
destens einem Stillsetzelement (24), das das Be-
grenzerrad (18) bei zu hoher Drehgeschwindigkeit
aufgrund einer einwirkenden Trägheitskraft still-
setzt, und mit einer Vorrichtung zum ferngesteuer-
ten Auslösen eines Bremsvorgangs unabhängig
von der herrschenden Trägheitskraft, dadurch ge-
kennzeichnet, daß die Vorrichtung eine unabhängig
von der Drehgeschwindigkeit des Begrenzerrades
(18) und unabhängig vom Wirksamwerden des Still-
setzelementes (24) auf das Begrenzerrad (18) ein-
wirkende Bremsvorrichtung (26) aufweist.

2. Einrichtung nach Anspruch 1, dadurch gekenn-
zeichnet, daß die Vorrichtung unabhängig von der
Drehrichtung des Begrenzerrades (18) aktivierbar
ist.

3. Einrichtung nach Anspruch 1 oder 2, dadurch ge-
kennzeichnet, daß die Bremsvorrichtung (26) ein
elektrisch betätigbares Bremsteil (28) sowie eine
mit dem Bremsteil (28) zusammenwirkende Brems-
fläche (40) umfaßt.
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